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Asiatischer Laubholzbockkäfer
Anoplophora glabripennis Motschulsky

Der Asiatische Laubholzbockkäfer (ALB) wurde aus seiner asiati-
schen Heimat bereits in die USA sowie nach Österreich, Kanada, 
Frankreich, die Niederlande, die Schweiz, Großbritannien und Italien 
verschleppt. In Deutschland wurde er im Freiland erstmals im Jahre 
2004 festgestellt.

In den deutschen Befallsgebieten unterliegt der ALB zwar strengen 
Ausrottungsaufl agen, trotzdem ist er z.T. auf niedrigem Populati-
onsniveau immer noch aktiv. Der Käfer befällt gesund erscheinende 
Bäume und kann sie zum Absterben bringen. Die Verschleppungen 
aus seinem Heimatgebiet erfolgten vorwiegend mit Verpackungs-
holz. Das Risiko einer weiteren Einschleppung dieses Quarantäne-
schadorganismus und damit die Gefahr, die vor allem für Bäume im 
Öff entlichen Grün, aber auch für das Ökosystem Wald ausgeht, ist 
sehr groß. 

Dieses Faltblatt informiert darüber, wie man den Käfer und sein 
Vorkommen erkennt. Nur wenn ein Befall frühzeitig entdeckt und 
Bekämpfungsmaßnahmen schnell erfolgen, können unsere Bäume 
geschützt werden.

5. überarb. Aufl ., Oktober 2012www.jki.bund.de

Text:

Thomas Schröder1, Gerlinde Nachtigall2

JKI, 1Institut für nationale und internationale Angelegenheiten der Pfl anzenge-
sundheit, 2Pressestelle

Layout:

Anja Wolck, Informationszentrum und Bibliothek des JKI

Abbildungen: Deckblatt, 1, 2, 4, 7, 8, 9, 11, 12 Schröder JKI; 3 Law USDA 
(www.forestryimages.org); 5 Uta Scheidemann JKI; 6, 10 BFW Wien, Institut für 
Waldschutz. 

Herausgeber:

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpfl anzen 
Messeweg 11/12, 38104 Braunschweig, Tel.: 05 31 - 2 99-3205, ag@jki.bund.de oder
pressestelle@jki.bund.de

In Zusammenarbeit mit:

Ständige Konferenz der Gartenamtsleiter beim Deutschen Städtetag (GALK) Arbeits-
kreis Stadtbäume | www.galk.de
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) Colmant-
straße 32, 53115 Bonn | www.fl l.de 

Bezug und Vertrieb über JKI und FLL

Als Download fi nden Sie das Informationsblatt unter:

http://www.jki.bund.de/broschueren.html

Informationsblatt des JKI: Asiatischer Laubholzbockkäfer 

Heimat:  Asien mit China, Korea, Taiwan
Eingeschleppt nach: 
Nordamerika: USA (New York 1996, Illinois 1998, Chicago 1998, 
 New Jersey 2002, Massachusetts 2008, Ohio 2011) 
 Kanada (Toronto 2003) 
Europa: Österreich (Braunau 2001, Geinberg 2012)
 Italien (Corbetta 2007, Cornuda 2009) 
 Frankreich (Gien 2003, St.-Anne-sur-Brivet 2004,  
 Strassbourg 2008)
 Deutschland (Neukirchen 2004, Bornheim 2005,  
 Weil 2011, Feldkirchen 2012)
 Niederlande (Almere 2010, Winterswijk 2012) 
 Schweiz (Brünisried 2011, Winterthur 2012)
 Großbritannien (Kent 2012)

Wirtspfl anzen

Das Wirtspfl anzenspektrum des ALB umfasst viele Laubgehölze, 
wobei er off ensichtlich Ahorn, Rosskastanie, Weide und Pappel 
bevorzugt. In Deutschland und Österreich wurden bisher folgen-
de Baumarten befallen:

Acer campestre Betula pendula

Acer saccharinum Fagus sylvatica “Atropunicea“

Acer platanoides Fagus sylvatica “Asplenifolia“

Acer pseudoplatanus Populus sp.

Aesculus hippocastanum Salix caprea

Betula sp. Sorbus sp.

Gegenmaßnahmen

Besonders in der Etablierungsphase des ALB, in der noch nicht 
sehr viele Bäume betroff en sind, ist die derzeit wirksamste Maß-
nahme, alle befallenen Bäume sowie Nachbarbäume konsequent 

12. Jahr der Erstfunde des ALB unter Freilandbedingungen außerhalb seines 
       Heimatgebietes in Asien (*ganz oder **teilweise ausgerottet)

In Zusammenarbeit mit:

DOI 10.5073/jki.2012.021

zu fällen. Das gefällte Holz muss vor Ort gehäckselt und unmit-
telbar verbrannt werden. Eine Nutzung der Bäume als Brennholz 
ist nicht zulässig, da während der Lagerung Käfer schlüpfen und 
neue Bäume befallen werden könnten. Damit konnte der ALB in 
den USA und den Niederlanden zumindest in einigen Gebieten 
ausgerottet werden.

Chemische Bekämpfungsmaßnahmen sind unter praktischen Ge-
sichtspunkten derzeit weder mit Spritzungen noch mit Stamm- 
und Bodeninjektionen durchführbar. Ein wirksames Fallensystem
mit chemischen Lockstoff en oder Pheromonen steht erst seit 
Kurzem zur Verfügung und kann lediglich zu Monitoringzwecken 
eingesetzt werden.

Was tun bei ALB-Verdacht?

In jedem Fall – auch wenn Sie sich nicht ganz sicher sind – soll-
ten Sie sich mit dem Pfl anzenschutzdienst in Ihrem Bundesland 
in Verbindung setzen 

(siehe: http://pfl anzengesundheit.jki.bund.de/ -> Auskünfte), 
da der ALB als Quarantäneschadorganismus eingestuft ist. Oft 
werden Bedenken geäußert, dass bei Befall mit dem ALB der ent-
sprechende Baum gefällt werden muss. Das ist richtig und im 
Einzelfall ein echter Verlust. Allerdings sterben befallene Bäume 
auch so im Laufe der Zeit. Die frühzeitige Entnahme befallener 
Bäume kann eine Ausweitung des Befalls verhindern und somit 
viele andere Bäume retten.

Helfen sie mit!
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Biologie 

Nach dem Schlupf im Frühsommer führen die Käfer zuerst einen 
Reifungsfraß an Kronenästen vorwiegend des Brutbaumes durch 
(6). Während der Flugphase der Weibchen, die je nach Schlupf-
termin bis in den Oktober dauert, werden ständig Eier abge-
legt (1). Nach ca. 2 Wochen schlüpfen die Larven und leben zu-
erst zwischen Rinde und Holzkörper, wobei sie die zellteilende 
Schicht des Baumes (Kambium) zerstören. Die beinlosen Larven 
sind durch ein charakteristisches Halsschild gekennzeichnet (2). 
Durch ein ovales Loch bohrt sich die Larve in den Holzkörper ein. 
Im Laufe ihrer Entwicklungsphase durchläuft sie 11 Stadien und 
wird bis zu 5 cm lang. 

Im zweiten Frühjahr nach der Eiablage erfolgt die Verpuppung 
(3) und von Mai bis Juli der Schlupf der neuen Käfergeneration. 
Die Käfer sind schwarz glänzend mit weißen Haarbüscheln auf 
den Flügeldecken und erreichen eine Körpergröße von bis zu 3,5 
cm ohne Antennen (4). Die Antennen der Männchen erreichen ei-
ne Länge bis zur 2,5fachen, die der Weibchen bis zur 1,3fachen 
Körperlänge. Die Käfer leben 4 – 8 Wochen. Starker, mehrjähriger 
Befall führt zuerst zum Zurücksterben einzelner Kronenteile und 
später zum Tod des gesamten Baumes.

1. Reiskorngroßes Ei (7-8 mm) 2. Larve mit typischem Halsschild

5. Zweijähriger Entwicklungszyklus des ALB vom Schlupf im Jahr I bis zur
     Folgegeneration im übernächsten Jahr (III). In warmen Jahren kann unter 
     mitteleuropäischen Bedingungen eine Verringerung auf 1 ½ Jahre erfolgen.

3. Puppe mit grobem Spanpolster in 
    Puppenwiege

4. Erwachsene ALB, 
     links Männchen, rechts Weibchen

Puppe:

Mai III
Käfer:

Mai/Juni I
Bis Sept./Okt. I

Ei:

Juni I bis / Okt. I

Larve:

11 Stadien
Juni I bis Mai III

Diagnose

Käfer: kaum mit heimischen Arten zu verwechseln.

Larven: schwierig bestimmbar, Frühstadien z. T. nur mit moleku-
larbiologischen Methoden. 

Reifungsfraß: erfolgt nur an dünneren Kronenästen, vom Boden 
aus kaum sichtbar (6).

Eiablagestellen: 1 - 2 cm große Trichter in der Rinde, je nach 
Alter des Baumes am jungen Stamm oder in der Krone (7). Bei 
Trockenheit ist Saftfl uss zu sehen, der Wespen und Hornissen 
anlockt.

Larvenfraß: erste Stadien unter geschlossener Rinde nicht sicht-
bar; später erfolgt auch bei intakter Rinde der Auswurf von gro-
ben Bohrspänen. Nach Öff nen der Rinde ovale Einbohrlöcher der 
Larve gut erkennbar (8). Bei stärkerem Befall grobe Bohrspäne 
am Stammfuß oder in starken Astgabeln sichtbar (9). Im Holzkör-
per verursacht die Larve bis zu 3,5 cm breite Gänge (10). 

Ausbohrlöcher: charakteristisch kreisrund, 
Durchmesser 1 - 1,5 cm (11).

6. Reifungsfraß der Käfer an Ästen 7. Eiablagestelle mit Saftfl uss

8. Larvenfraß unter der Rinde mit 
    ovalem Einbohrloch der Larve

9. Von Larve ausgeworfene grobe 
     Nagespäne

10. Breite Fraßgänge des ALB im 
       Holzkörper

11. Kreisrundes Ausbohrloch

Befallssymptome sind an jungen Bäumen verhältnismäßig 
gut aufzuspüren. Bei Altbäumen mit dichtem Laub gibt letzt-
lich nur die Inspektion in der Krone selbst, z. B. bei Baumpfl e-
gearbeiten, eine ausreichende Sicherheit. Selbst äußerlich vi-
tal erscheinende Bäume können Larven oder fertig entwickel-
te, schlupfbereite Käfer beherbergen.
Verwechslung möglich mit Larvenaktivitäten u. a. des Blau-
siebs (Zeuzera pyrina), des Weidenbohrers (Cossus cossus) und 
von Bockkäfern z. B. Pappelbock (Saperda carcharias) oder Mo-
schusbock (Aromia moschata) sowie Glasfl üglern (Sessidae).
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2015/893 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2015 

über Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von 
Anoplophora glabripennis (Motschulsky) 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2015) 3772) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), insbesondere 
auf Artikel 16 Absatz 3 Satz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Anoplophora glabripennis (Motschulsky) (im Folgenden der „spezifizierte Organismus“) ist in Anhang I Teil A 
Abschnitt I Buchstabe a Nummer 4.1 der Richtlinie 2000/29/EG als Schadorganismus aufgeführt, über dessen 
Auftreten in der Union noch nichts bekannt ist. 

(2)  Seit der Annahme der Entscheidung 2005/829/EG der Kommission (2) wurden aus Deutschland, Frankreich, 
Italien, den Niederlanden, Österreich und dem Vereinigten Königreich immer häufiger Ausbrüche und 
Untersuchungsergebnisse in Bezug auf den spezifizierten Organismus gemeldet. Es ist daher angezeigt, 
Maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung dieses Schadorganismus zu 
treffen. 

(3)  Angesichts der Ähnlichkeit des spezifizierten Organismus mit Anoplophora chinensis (Forster) ist es angezeigt, 
vergleichbare Maßnahmen wie in Durchführungsbeschluss 2012/138/EU der Kommission (3) einzuführen, es sei 
denn, die Biologie des spezifizierten Organismus erfordert ein anderes Vorgehen. Da der Befall mit dem 
spezifizierten Organismus wahrscheinlich die Pflanzenteile betrifft, die zur Gewinnung von Holz verwendet 
werden, sollten Bestimmungen für Holz und Holzverpackungsmaterial festgelegt werden. 

(4)  Darüber hinaus ermöglicht der derzeitige wissenschaftliche Kenntnisstand die Ermittlung der Pflanzen, die 
wahrscheinlich als Wirt des spezifizierten Organismus dienen. Im Interesse der Sicherheit sollten daher die von 
diesem Beschluss erfassten Wirtspflanzen festgelegt werden. 

(5)  Im Interesse der Sicherheit ist es darüber hinaus angezeigt, die Bedingungen festzulegen, unter denen die 
Mitgliedstaaten entscheiden können, spezifizierte Pflanzen im Umfeld der befallenen Pflanzen nicht zu vernichten. 

(6)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Definitionen 

Für die Zwecke dieser Entscheidung gelten folgende Begriffsbestimmungen:  

a) „spezifizierte Pflanzen“: zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen mit einem Stammdurchmesser, an seiner stärksten 
Stelle, von 1 cm oder mehr, ausgenommen Samen, von Acer spp., Aesculus spp., Alnus spp., Betula spp., Carpinus spp., 
Cercidiphyllum spp., Corylus spp., Fagus spp., Fraxinus spp., Koelreuteria spp., Platanus spp., Populus spp., Salix spp., 
Tilia spp. und Ulmus spp.; 

11.6.2015 L 146/16 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1. 
(2) Entscheidung 2005/829/EG der Kommission vom 24. November 2005 zur Aufhebung der Entscheidungen 1999/355/EG und 

2001/219/EG (ABl. L 311 vom 26.11.2005, S. 39). 
(3) Durchführungsbeschluss 2012/138/EU der Kommission vom 1. März 2012 über Dringlichkeitsmaßnahmen zum Schutz der Union 

gegen die Einschleppung und die Ausbreitung von Anoplophora chinensis (Forster) (ABl. L 64 vom 3.3.2012, S. 38). 
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b) „spezifiziertes Holz“: ganz oder teilweise aus den spezifizierten Pflanzen gewonnenes Holz, das die nachstehenden 
Kriterien erfüllt: 

i)  es handelt sich um Holz im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Richtlinie 2000/29/EG, Holzverpackungsmaterial 
ausgenommen, einschließlich Holz, das die natürliche Rundung seiner Oberfläche nicht behalten hat, und 

ii)  unter einer der folgenden Warenbezeichnungen gemäß Anhang I Teil II der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 
Rates (1), mit Stand vom 1. Januar 2015, aufgeführt ist: 

KN-Code Warenbezeichnung 

4401 10 00 Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, Zweigen, Reisigbündeln oder ähnlichen Formen 

4401 22 00 Holz, anderes als Nadelholz, in Form von Plättchen oder Schnitzeln 

ex 4401 39 80 andere Holzabfälle und anderer Holzausschuss, nicht zu Pellets, Briketts, Scheiten oder ähnli­
chen Formen zusammengepresst 

4403 10 00 Rohholz, auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig grob zugerichtet, mit 
Farbe, Beize, Kreosot oder anderen Konservierungsmitteln behandelt 

4403 92 Buchenrohholz (Fagus spp.), auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig grob 
zugerichtet 

ex 4403 99 Anderes Rohholz als Nadelholz (ausgenommen Buche (Fagus spp.), Pappel (Populus spp.) oder 
Birke (Betula spp.)), auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig grob zugerich­
tet 

4403 99 10 Pappelrohholz (Populus spp.), auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig grob 
zugerichtet 

4403 99 51 Sägerundhölzer aus Birkenrohholz (Betula spp.), auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- 
oder vierseitig grob zugerichtet 

4403 99 59 Anderes Birkenrohholz (Betula spp.) als Sägerundhölzer, auch entrindet, vom Splint befreit 
oder zwei- oder vierseitig grob zugerichtet 

ex 4404 20 00 Von anderen als Nadelbäumen stammende Holzpfähle, gespalten; Pfähle und Pflöcke aus Holz, 
gespitzt, nicht in der Längsrichtung gesägt 

4406 Bahnschwellen aus Holz 

4407 92 00 Buchenholz (Fagus spp.), in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemessert oder geschält, 
auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke von mehr als 6 mm 

4407 93 Ahornholz (Acer spp.), in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemessert oder geschält, 
auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke von mehr als 6 mm 

4407 95 Eschenholz (Fraxinus spp.), in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemessert oder geschält, 
auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke von mehr als 6 mm 

11.6.2015 L 146/17 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1). 
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KN-Code Warenbezeichnung 

ex 4407 99 Holz, anderes als Nadelholz, (ausgenommen Buche (Fagus spp.), Ahorn (Acer spp.), Esche (Fra­
xinus spp.)) oder Pappelholz (Populus spp.), in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemes­
sert oder geschält, auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke 
von mehr als 6 mm 

4407 99 91 Pappelholz (Populus spp.), in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemessert oder geschält, 
auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke von mehr als 6 mm 

9406 00 20 Vorgefertigte Gebäude aus Holz  

c) „spezifiziertes Holzverpackungsmaterial“: ganz oder teilweise aus den spezifizierten Pflanzen gewonnenes Holzverpa­
ckungsmaterial;  

d) „Ort der Erzeugung“: der Ort der Erzeugung im Sinne des Internationalen FAO-Standards für pflanzengesundheitliche 
Maßnahmen (im Folgenden „ISPM“) Nr. 5 (1);  

e) „spezifizierter Organismus“: Anoplophora glabripennis (Motschulsky);  

f) „Wirtspflanzen“: Pflanzen, die zu den in Anhang I aufgeführten Arten zählen. 

Artikel 2 

Einfuhr der spezifizierten Pflanzen 

Für die Einfuhr aus Drittländern, in denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen vorkommt, gilt, dass 
spezifizierte Pflanzen nur in die Union eingeführt werden dürfen, wenn: 

a)  sie den besonderen Bedingungen für die Einfuhr gemäß Anhang II Abschnitt 1 Teil A Nummer 1 entsprechen; 

b)  sie beim Eintritt in die Union von der zuständigen amtlichen Stelle gemäß Anhang II Abschnitt 1 Teil A Nummer 2 
auf das Vorhandensein des spezifizierten Organismus untersucht wurden, wobei keine Anzeichen des Organismus 
festgestellt wurden. 

Artikel 3 

Einfuhr von spezifiziertem Holz 

Für die Einfuhr aus Drittländern, in denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen vorkommt, gilt, dass 
spezifiziertes Holz nur in die Union eingeführt werden darf, wenn: 

a)  es den besonderen Bedingungen für die Einfuhr gemäß Anhang II Abschnitt I Teil B Nummern 1 und 2 entspricht; 

b)  es beim Eintritt in die Union von der zuständigen amtlichen Stelle gemäß Anhang II Abschnitt 1 Teil B Nummer 3 
auf das Vorhandensein des spezifizierten Organismus untersucht wurde, wobei keine Anzeichen des Organismus 
festgestellt wurden. 

Artikel 4 

Verbringung spezifizierter Pflanzen innerhalb der Union 

Spezifizierte Pflanzen, die aus abgegrenzten Gebieten gemäß Artikel 7 stammen, dürfen nur dann innerhalb der Union 
verbracht werden, wenn sie den Bedingungen gemäß Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe A Nummer 1 entsprechen. 

Spezifizierte Pflanzen, die nicht in abgegrenzten Gebieten gewachsen sind, aber in solche Gebiete eingeführt wurden, 
dürfen innerhalb der Union nur verbracht werden, wenn sie die Bedingungen in Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe A 
Nummer 2 erfüllen. 

Spezifizierte Pflanzen, die gemäß Artikel 2 aus Drittländern eingeführt wurden, in denen der spezifizierte Organismus 
bekanntermaßen vorkommt, dürfen nur dann innerhalb der Union verbracht werden, wenn sie die Bedingungen gemäß 
Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe A Nummer 3 erfüllen. 

11.6.2015 L 146/18 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) „Glossary of Phytosanitary Terms“ (International Standard for Phytosanitary Measures (ISPM) Nr. 5) des Sekretariats des Internationalen 
Pflanzenschutzübereinkommens, Rom, 2013. 
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Artikel 5 

Verbringung von spezifiziertem Holz und spezifiziertem Holzverpackungsmaterial innerhalb der Union 

Spezifiziertes Holz, das aus abgegrenzten Gebieten gemäß Artikel 7 stammt, darf nur dann innerhalb der Union 
verbracht werden, wenn es den entsprechenden Bedingungen gemäß Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe B Nummern 1, 2 
und 3 entspricht. 

Spezifiziertes Holz, das die Rundung seiner Oberfläche ganz oder teilweise behalten hat und das nicht in abgegrenzten 
Gebieten gewachsen ist, aber in solche Gebiete eingeführt wurde, darf innerhalb der Union nur verbracht werden, wenn 
es die Bedingungen in Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe B Nummern 1 und 3 erfüllt. 

Spezifiziertes Holzverpackungsmaterial, das aus abgegrenzten Gebieten gemäß Artikel 7 stammt, darf nur dann 
innerhalb der Union verbracht werden, wenn es die Bedingungen in Anhang II Abschnitt 2 Buchstabe C erfüllt. 

Artikel 6 

Erhebungen zu dem spezifizierten Organismus 

1. Jedes Jahr führen die Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet amtliche Erhebungen zum Vorkommen des 
spezifizierten Organismus und zu Anzeichen dafür durch, dass Wirtspflanzen von diesem Schadorganismus befallen 
sind. 

2. Unbeschadet des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 2000/29/EG teilen die Mitgliedstaaten die Ergebnisse dieser 
Erhebungen der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten bis zum 30. April jedes Jahres mit. 

Artikel 7 

Abgegrenzte Gebiete 

1. Wird das Vorkommen des spezifizierten Organismus in einem Gebiet durch die Ergebnisse der Erhebungen gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 bestätigt oder gibt es andere Hinweise auf das Vorkommen dieses Schadorganismus, so richten die 
Mitgliedstaaten gemäß Anhang III Abschnitt 1 unverzüglich ein abgegrenztes Gebiet ein, das aus einer Befallszone und 
einer Pufferzone besteht. 

2. Sofern die in Anhang III Abschnitt 2 Nummer 1 festgelegten Bedingungen erfüllt sind, müssen die Mitgliedstaaten 
keine abgegrenzten Gebiete gemäß Absatz 1 festlegen. In einem solchen Fall treffen die Mitgliedstaaten die unter 
Nummer 2 des genannten Abschnitts festgelegten Maßnahmen. 

3. Die Mitgliedstaaten treffen in den abgegrenzten Gebieten Maßnahmen gemäß Anhang III Abschnitt 3. 

4. Die Mitgliedstaaten legen Fristen für die Durchführung der Maßnahmen gemäß den vorstehenden Absätzen 2 
und 3 fest. 

Artikel 8 

Berichterstattung 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln bis zum 30. April jedes Jahres der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten 
einen Bericht einschließlich einer aktuellen Liste aller abgegrenzten Gebiete gemäß Artikel 7 sowie Erläuterungen und 
geografischen Angaben und der Darstellung der Grenzen auf einer Karte, außerdem Angaben zu bereits getroffenen oder 
geplanten Maßnahmen. 

2. Beschließt ein Mitgliedstaat, kein abgegrenztes Gebiet gemäß Artikel 7 Absatz 2 festzulegen, muss der Bericht 
Daten und Gründe zur Rechtfertigung dieser Entscheidung enthalten. 

3. Beschließt ein Mitgliedstaat gemäß Anhang III Abschnitt 3 Nummer 2 Eindämmungsmaßnahmen anstelle von 
Ausrottungsmaßnahmen durchzuführen, informiert er die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten unverzüglich 
unter Angabe der Gründe darüber. 
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Artikel 9 

Einhaltung der Vorschriften 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um diesem Beschluss nachzukommen; ferner ändern sie 
erforderlichenfalls die Maßnahmen, die sie zum Schutz gegen die Einschleppung und Verbreitung des spezifizierten 
Organismus bereits erlassen haben, damit die Vorschriften dieses Beschlusses eingehalten werden. Sie unterrichten die 
Kommission unverzüglich davon. 

Artikel 10 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 9. Juni 2015 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG I 

ARTEN VON WIRTSPFLANZEN GEMÄSS ARTIKEL 1 BUCHSTABE f 

Acer spp. 

Aesculus spp. 

Albizia spp. 

Alnus spp. 

Betula spp. 

Buddleja spp. 

Carpinus spp. 

Celtis spp. 

Cercidiphyllum spp. 

Corylus spp. 

Elaeagnus spp. 

Fagus spp. 

Fraxinus spp. 

Hibiscus spp. 

Koelreuteria spp. 

Malus spp. 

Melia spp. 

Morus spp. 

Platanus spp. 

Populus spp. 

Prunus spp. 

Pyrus spp. 

Quercus rubra 

Robinia spp. 

Salix spp. 

Sophora spp. 

Sorbus spp. 

Tilia spp. 

Ulmus spp.  
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ANHANG II 

1.  SPEZIFISCHE EINFUHRVORSCHRIFTEN 

A.  Spezifizierte Pflanzen 

(1)  Spezifizierten Pflanzen mit Ursprung in Drittländern, in denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen 
vorkommt, muss ein Zeugnis gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii der Richtlinie 2000/29/EG beigelegt sein; im Feld 
„Zusätzliche Erklärung“ des Zeugnisses wird angegeben, dass 

a)  die Pflanzen immer an einem Erzeugungsort gestanden haben, den die nationale Pflanzenschutzorganisation des 
Ursprungslandes registriert hat und überwacht und der in einem Gebiet liegt, das die genannte Organisation nach 
den einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als schadorganismenfrei 
anerkannt hat. Die Bezeichnung des schadorganismenfreien Gebiets wird im Feld „Ursprungsort“ eingetragen; 
oder 

b)  die Pflanzen vor der Ausfuhr mindestens zwei Jahre lang — oder im Fall von Pflanzen, die jünger als zwei Jahre 
sind, ununterbrochen — an einem Erzeugungsort gestanden haben, der nach Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von dem spezifizierten Organismus anerkannt wurde, 

i)  und der bei der Pflanzenschutzstelle des Ursprungslandes registriert ist und von dieser überwacht wird; und 

ii)  der mindestens zweimal jährlich zu geeigneter Zeit einer gründlichen amtlichen Untersuchung auf Anzeichen 
des spezifizierten Organismus unterzogen wurde, wobei keine Anzeichen des Organismus gefunden wurden; 
und 

iii)  an dem die Pflanzen auf einer Produktionsfläche gestanden haben, 

—  auf der ein vollständiger physischer Schutz gegen die Einschleppung des spezifizierten Organismus 
bestand, oder 

—  auf der geeignete Präventivbehandlungen angewandt wurden und die von einer Pufferzone mit einem 
Radius von mindestens zwei Kilometern umgeben war, in der jedes Jahr zu geeigneter Zeit amtliche 
Erhebungen zu Vorkommen oder Anzeichen des spezifizierten Organismus durchgeführt werden. Wurden 
Anzeichen des spezifizierten Organismus gefunden, so werden unverzüglich Maßnahmen zu dessen 
Ausrottung getroffen, damit die Befallsfreiheit der Pufferzone wiederhergestellt wird; und 

iv)  an dem Sendungen mit Pflanzen unmittelbar vor der Ausfuhr einer gründlichen amtlichen Untersuchung auf 
den spezifizierten Organismus unterzogen wurden, insbesondere die Stämme und Zweige der Pflanzen. Diese 
Untersuchung schließt eine gezielte destruktive Probenahme ein. Bei Sendungen mit Pflanzen, deren 
Ursprungsorte sich zum Zeitpunkt ihrer Erzeugung in einer Pufferzone befanden, in der das Vorkommen 
oder Anzeichen des spezifizierten Organismus festgestellt worden war, wird eine destruktive Probenahme an 
den Pflanzen dieser Sendung in dem in nachstehender Tabelle dargelegten Umfang durchgeführt: 

Anzahl der Pflanzen pro Partie Umfang der destruktiven Probenahme (Zahl der zu vernichtenden Pflanzen) 

1-4 500 10 % der Partiegröße 

> 4 500 450  

oder 

c)  die Pflanzen aus Unterlagen gezogen wurden, die die Anforderungen unter b erfüllen und mit Edelreisern veredelt 
wurden, die folgende Anforderungen erfüllen: 

i)  zum Zeitpunkt der Ausfuhr haben die Edelreiser an der dicksten Stelle nicht mehr als 1 cm Durchmesser; 

ii)  die veredelten Pflanzen wurden gemäß Buchstabe b Ziffer iv untersucht. 

(2)  Spezifizierte Pflanzen, die gemäß Nummer 1 eingeführt werden sollen, werden am Eingangsort oder 
Bestimmungsort im Sinne der Richtlinie 2004/103/EG der Kommission (1) gründlich amtlich untersucht. Die 
angewandten Untersuchungsmethoden müssen sicherstellen, dass jedes Anzeichen des spezifizierten Organismus, 
insbesondere in Stämmen und Zweigen der Pflanzen, erkannt wird. Diese Untersuchung schließt gegebenenfalls eine 
gezielte destruktive Probenahme ein. 
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B.  Spezifiziertes Holz 

(1)  Spezifiziertes Holz außer in Form von Plättchen, Schnitzeln, Spänen, Holzabfall oder Holzausschuss mit Ursprung in 
Drittländern, in denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen vorkommt, muss ein Zeugnis gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii der Richtlinie 2000/29/EG beigelegt sein; im Feld „Zusätzliche Erklärung“ des 
Zeugnisses wird angegeben, dass 

a)  das Holz aus von der nationalen Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen 
internationalen Normen für Pflanzenschutzmaßnahmen anerkannten schadorganismenfreien Gebieten stammt, in 
denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen nicht vorkommt. Die Bezeichnung des schadorganis­
menfreien Gebiets wird im Feld „Ursprungsort“ eingetragen; oder 

b)  das Holz entrindet und sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für mindestens 30 Minuten ohne 
Unterbrechung im gesamten Holzquerschnitt (einschließlich des Holzkerns) erhitzt worden ist. 

Trifft Buchstabe b zu, muss dies dadurch nachgewiesen werden, dass die Markierung „HT“ nach üblichem 
Handelsbrauch auf dem Holz oder jeglicher Umhüllung angegeben wird. 

(2)  Spezifiziertes Holz in Form von Plättchen, Schnitzeln, Spänen, Holzabfall oder Holzausschuss mit Ursprung in 
Drittländern, in denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen vorkommt, muss ein Zeugnis gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii der Richtlinie 2000/29/EG beigelegt sein; im Feld „Zusätzliche Erklärung“ des 
Zeugnisses wird angegeben, dass 

a)  das Holz aus von der nationalen Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen 
internationalen Normen für Pflanzenschutzmaßnahmen anerkannten schadorganismenfreien Gebieten stammt, in 
denen der spezifizierte Organismus bekanntermaßen nicht vorkommt. Die Bezeichnung des schadorganis­
menfreien Gebiets wird im Feld „Ursprungsort“ eingetragen; oder 

b)  das Holz entrindet und sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für mindestens 30 Minuten ohne 
Unterbrechung im gesamten Holzquerschnitt (einschließlich des Holzkerns) erhitzt worden ist; oder 

c)  das Holz in Teile von höchstens 2,5 cm Stärke und Breite zerkleinert worden ist. 

(3)  Spezifiziertes Holz, das gemäß den Nummern 1 und 2 eingeführt werden soll, wird am Eingangsort oder 
Bestimmungsort im Sinne der Richtlinie 2004/103/EG gründlich amtlich untersucht. 

2.  BEDINGUNGEN FÜR DIE VERBRINGUNG 

A.  Spezifizierte Pflanzen 

(1)  Spezifizierte Pflanzen, die aus abgegrenzten Gebieten stammen (1), dürfen nur dann innerhalb der Union verbracht 
werden, wenn ihnen ein Pflanzenpass beiliegt, der gemäß der Richtlinie 92/105/EWG der Kommission (2) erstellt 
und ausgestellt wurde, und wenn sie vor der Verbringung mindestens zwei Jahre lang — oder im Fall von Pflanzen, 
die jünger als zwei Jahre sind, ununterbrochen — an einem Erzeugungsort gestanden haben, 

a)  der gemäß der Richtlinie 92/90/EWG der Kommission (3) registriert ist; und 

b)  der mindestens zweimal jährlich zu geeigneter Zeit einer gründlichen amtlichen Untersuchung auf Anzeichen des 
spezifizierten Organismus unterzogen wurde, wobei keine Anzeichen des spezifizierten Organismus gefunden 
wurden; gegebenenfalls muss diese Untersuchung eine gezielte destruktive Probenahme der Stämme und Zweige 
der Pflanzen einschließen; und 
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c)  an dem die Pflanzen auf einer Produktionsfläche gestanden haben, 

—  auf der ein vollständiger physischer Schutz gegen die Einschleppung des spezifizierten Organismus bestand 
oder 

—  auf der eine geeignete Präventivbehandlung angewandt oder bei jeder Partie spezifizierter Pflanzen eine 
gezielte destruktive Probenahme in dem in nachstehender Tabelle dargelegten Umfang durchgeführt wurde, 
und wo auf jeden Fall im Umkreis von mindestens einem Kilometer um den Standort jedes Jahr zu geeigneter 
Zeit eine amtliche Erhebung zu Vorkommen oder Anzeichen des spezifizierten Organismus durchgeführt 
wurde, wobei keine spezifizierten Organismen oder Anzeichen davon festgestellt wurden. 

Anzahl der Pflanzen pro Partie Umfang der destruktiven Probenahme (Zahl der zu vernichtenden Pflanzen) 

1-4 500 10 % der Partiegröße 

> 4 500 450  

Unterlagen, die die Anforderungen in Absatz 1 dieses Buchstaben erfüllen, können mit Edelreisern veredelt 
werden, die nicht unter diesen Bedingungen gewachsen sind, sofern diese an der dicksten Stelle nicht mehr als 
1 cm Durchmesser aufweisen. 

(2)  Spezifizierte Pflanzen, die nicht aus abgegrenzten Gebieten stammen, aber an einen Erzeugungsort in solchen 
Gebieten eingebracht werden, dürfen unter der Bedingung innerhalb der Union verbracht werden, dass dieser 
Erzeugungsort den Anforderungen gemäß Nummer 1 Buchstabe c entspricht, und nur, wenn den Pflanzen ein 
Pflanzenpass beigefügt ist, der gemäß der Richtlinie 92/105/EWG erstellt und ausgestellt wurde. 

(3)  Spezifizierte Pflanzen, die gemäß Abschnitt 1 Buchstabe A aus Drittländern eingeführt wurden, in denen der 
spezifizierte Organismus bekanntermaßen vorkommt, dürfen nur dann innerhalb der Union verbracht werden, wenn 
ihnen ein Pflanzenpass beigefügt ist, der gemäß der Richtlinie 92/105/EWG erstellt und ausgestellt wurde. 

B.  Spezifiziertes Holz 

(1)  Spezifiziertes Holz außer in Form von Plättchen, Schnitzeln, Spänen, Holzabfall oder Holzausschuss, das aus 
abgegrenzten Gebieten stammt, oder spezifiziertes Holz, dessen natürliche Oberflächenrundung ganz oder teilweise 
erhalten ist und das nicht aus abgegrenzten Gebieten stammt, aber in solche Gebiete eingebracht wurde, darf nur 
dann innerhalb der Union verbracht werden, wenn ihm ein Pflanzenpass beiliegt, der gemäß der Richtlinie 
92/105/EWG der Kommission erstellt und ausgestellt wurde. Dieser Pflanzenpass darf nur ausgestellt werden, wenn 
das betreffende Holz 

a)  entrindet und 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für mindestens 30 Minuten ohne Unterbrechung im gesamten 
Holzquerschnitt (einschließlich des Holzkerns) erhitzt worden ist. Dies muss dadurch nachgewiesen werden, dass 
die Markierung „HT“ nach üblichem Handelsbrauch auf dem Holz oder jeglicher Umhüllung angegeben wird. 

(2)  Spezifiziertes Holz in Form von Plättchen, Schnitzeln, Spänen, Holzabfall oder Holzausschuss, das aus abgegrenzten 
Gebieten stammt, darf nur dann innerhalb der Union verbracht werden, wenn ihm ein Pflanzenpass beiliegt, der 
gemäß der Richtlinie 92/105/EWG der Kommission erstellt und ausgestellt wurde und es 

a)  entrindet und sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für mindestens 30 Minuten ohne 
Unterbrechung im gesamten Holzquerschnitt (einschließlich des Holzkerns) erhitzt oder 

b)  in Teile von höchstens 2,5 cm Stärke und Breite zerkleinert worden ist. 

(3) Sind im Fall der Nummern 1 oder 2 innerhalb des abgegrenzten Gebiets keine Behandlungs- oder Verarbeitungsein­
richtungen verfügbar, darf das spezifizierte Holz unter amtlicher Kontrolle und in einer Weise geschlossen 
gehandhabt, die die Verbreitung des spezifizierten Organismus verhindert, in die nächstgelegene Einrichtung 
außerhalb des abgegrenzten Gebiets verbracht werden, sodass die unverzügliche Behandlung oder Verarbeitung 
gemäß den genannten Punkten sichergestellt ist. 
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Die infolge der Erfüllung der Nummern 1 und 2 entstehenden Abfallmaterialien sind in einer Weise zu entsorgen, 
die gewährleistet, dass sich der spezifizierte Organismus nicht außerhalb des abgegrenzten Gebiets verbreiten kann. 

Die zuständige amtliche Stelle muss eine intensive Überwachung auf das Vorkommen des spezifizierten Organismus 
durch Kontrollen zu geeigneten Zeiten an Wirtspflanzen im Umkreis von mindestens einem Kilometer Radius um 
die Behandlungs- oder Verarbeitungseinrichtung durchführen. 

C.  Spezifiziertes Holzverpackungsmaterial 

Spezifiziertes Holzverpackungsmaterial, das aus abgegrenzten Gebieten stammt, darf nur dann innerhalb der Union 
verbracht werden, wenn es 

a)  einer der zugelassenen Behandlungen gemäß Anhang I des Internationalen Standards für phytosanitäre 
Maßnahmen Nr. 15 der FAO „Regelungen für Holzverpackungsmaterial im internationalen Handel“ (1) unterzogen 
worden ist und 

b)  eine Markierung gemäß Anhang II dieses Internationalen Standards aufweist, aus der hervorgeht, dass das 
spezifizierte Holzverpackungsmaterial einer zugelassenen phytosanitären Behandlung im Einklang mit diesem 
Standard unterzogen wurde. 

Sind innerhalb des abgegrenzten Gebiets keine Behandlungseinrichtungen verfügbar, darf das spezifizierte Holzverpa­
ckungsmaterial unter amtlicher Kontrolle und in einer Weise geschlossen gehandhabt, die die Verbreitung des 
spezifizierten Organismus verhindert, in die nächstgelegene Behandlungseinrichtung außerhalb des abgegrenzten 
Gebiets verbracht werden, sodass die unverzügliche Behandlung und Kennzeichnung gemäß den Buchstaben a und b 
sichergestellt ist. 

Die infolge der Erfüllung dieser Nummer entstehenden Abfallmaterialien sind in einer Weise zu entsorgen, die 
gewährleistet, dass sich der spezifizierte Organismus nicht außerhalb des abgegrenzten Gebiets verbreiten kann. 

Die zuständige amtliche Stelle muss eine intensive Überwachung auf das Vorkommen des spezifizierten Organismus 
durch Kontrollen zu geeigneten Zeiten an Wirtspflanzen im Umkreis von mindestens einem Kilometer Radius um 
die Behandlungseinrichtung durchführen.  
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ANHANG III 

EINRICHTUNG ABGEGRENZTER GEBIETE UND MASSNAHMEN GEMÄSS ARTIKEL 7 

1.  EINRICHTUNG ABGEGRENZTER GEBIETE 

(1)  Abgegrenzte Gebiete bestehen aus folgenden Zonen: 

a)  einer Befallszone, in der das Auftreten des Schadorganismus bestätigt wurde und die alle Pflanzen umfasst, die 
vom Schadorganismus verursachte Symptome aufweisen, und 

b)  einer Pufferzone mit einem Radius von mindestens zwei Kilometern über die Grenze der Befallszone hinaus. 

(2)  Die genaue Abgrenzung der Zonen muss soliden wissenschaftlichen Grundsätzen folgen und die Biologie des 
spezifizierten Organismus, das Ausmaß des Befalls, die genaue Verteilung der Wirtspflanzen in dem betreffenden 
Gebiet sowie die Daten über das Vorkommen des spezifizierten Organismus berücksichtigen. Ist die zuständige 
amtliche Stelle angesichts der Umstände des Ausbruchs, der Ergebnisse spezifischer Untersuchungen oder der 
unmittelbaren Anwendung von Ausrottungsmaßnahmen der Ansicht, dass die Ausrottung des spezifizierten 
Organismus möglich ist, kann der Radius der Pufferzone auf nicht weniger als einen Kilometer um die Grenze der 
Befallszone reduziert werden. Ist eine Ausrottung des spezifizierten Organismus nicht mehr möglich, darf der Radius 
nicht unter zwei Kilometer verringert werden. 

(3)  Wird außerhalb der Befallszone ein Auftreten des spezifizierten Organismus festgestellt, so werden die Grenzen der 
Befalls- und der Pufferzone überprüft und entsprechend geändert. 

(4)  Wird in einem abgegrenzten Gebiet anlässlich der Erhebungen gemäß Artikel 6 Absatz 1 und der Überwachung 
gemäß Anhang III Abschnitt 3 Nummer 1 Buchstabe h der spezifizierte Organismus über einen Zeitraum, der 
mindestens einen Lebenszyklus und ein zusätzliches Jahr umfasst, aber auf jeden Fall nicht weniger als vier aufeinan­
derfolgende Jahre beträgt, nicht mehr festgestellt, kann die Abgrenzung aufgehoben werden. Die genaue Länge eines 
Lebenszyklus ist abhängig von den vorliegenden Daten für das betreffende Gebiet oder eine vergleichbare Klimazone. 

(5)  Die Abgrenzung darf auch in Fällen aufgehoben werden, in denen bei weiteren Untersuchungen festgestellt wird, 
dass die Bedingungen gemäß Abschnitt 2 Nummer 1 erfüllt sind. 

2.  BEDINGUNGEN, UNTER DENEN KEIN ABGEGRENZTES GEBIET EINGERICHTET WERDEN MUSS 

(1)  In Übereinstimmung mit Artikel 7 Absatz 2 müssen die Mitgliedstaaten kein abgegrenztes Gebiet gemäß Artikel 7 
Absatz 1 einrichten, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Die Datenlage zeigt, dass der spezifizierte Organismus mit den Pflanzen oder dem Holz, auf denen bzw. dem er 
gefunden wurde, eingeschleppt wurde, und es gibt Anzeichen dafür, dass diese Pflanzen oder dieses Holz vor der 
Einbringung in das entsprechende Gebiet befallen waren, oder es handelt sich um einen Einzelfall, der direkt mit 
einer spezifizierten Pflanze oder spezifiziertem Holz verknüpft bzw. nicht verknüpft ist, wobei nicht damit 
gerechnet wird, dass es zur Etablierung kommt; und 

b)  es wird bestätigt, dass der spezifizierte Organismus sich nicht etablieren konnte und dass die Verbreitung und 
erfolgreiche Fortpflanzung des spezifizierten Organismus aufgrund seiner Biologie sowie der Ergebnisse 
spezifischer Untersuchungen und Ausrottungsmaßnahmen — etwa durch vorbeugende Fällung und Entsorgung 
spezifizierter Pflanzen nach einer Untersuchung — unmöglich ist. 

(2)  Sind die Bedingungen unter Nummer 1 erfüllt, müssen die Mitgliedstaaten kein abgegrenztes Gebiet einrichten, 
sofern sie folgende Maßnahmen treffen: 

a)  Sofortmaßnahmen zur Sicherstellung der umgehenden Ausrottung des spezifizierten Organismus, mit denen 
dessen Ausbreitung unmöglich gemacht wird; 

b)  Überwachung über einen Zeitraum, der mindestens einen Lebenszyklus des spezifizierten Organismus und ein 
zusätzliches Jahr umfasst, wobei die Überwachung mindestens vier aufeinanderfolgende Jahr abdecken muss, in 
einem Umkreis von mindestens einem Kilometer um die befallenen Pflanzen, das befallene Holz oder die Stelle, 
an der der spezifizierte Organismus festgestellt wurde; mindestens im ersten Jahr muss die Überwachung 
regelmäßig und intensiv sein; 

c)  Vernichtung des befallenen Pflanzen- und Holzmaterials; 
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d)  Rückverfolgung des Befalls bis zum Ursprung und weitmögliche Verfolgung der Pflanzen bzw. des Holzes, die 
mit dem Befall in Verbindung stehen, sowie ihre Untersuchung auf Anzeichen eines Befalls; diese Untersuchung 
schließt eine gezielte destruktive Probenahme ein; 

e)  Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedrohung durch den Organismus; 

f)  jegliche andere Maßnahme, die zur Tilgung des spezifizierten Organismus beitragen kann, unter Berücksichtigung 
des ISPM Nr. 9 (1), und Anwendung eines integrierten Konzepts nach den Grundsätzen des ISPM Nr. 14 (2). 

Die Maßnahmen gemäß der Buchstaben a bis f sind in einem Bericht gemäß Artikel 8 zu präsentieren. 

3.  MASSNAHMEN IN ABGEGRENZTEN GEBIETEN 

(1)  In abgegrenzten Gebieten treffen die Mitgliedstaaten folgende Maßnahmen zur Ausrottung des spezifizierten 
Organismus: 

a)  unverzügliche Fällung befallener Pflanzen und von Pflanzen mit durch den spezifizierten Organismus 
verursachten Symptomen, und vollständige Beseitigung ihrer Wurzeln, falls unterhalb des Wurzelhalses der 
befallenen Pflanze Fraßgänge festgestellt werden; werden befallene Pflanzen außerhalb der Flugperiode des 
spezifizierten Organismus festgestellt, so sind die Fällung und Beseitigung vor dem Beginn der nächsten 
Flugperiode durchzuführen; 

b)  Fällung aller spezifizierten Pflanzen innerhalb eines Umkreises von 100 m Radius um befallene Pflanzen und 
Untersuchung dieser spezifizierten Pflanzen auf Anzeichen eines Befalls; in Ausnahmefällen, wenn eine 
zuständige amtliche Stelle zu dem Schluss kommt, dass diese Fällung — aufgrund des besonderen 
gesellschaftlichen, kulturellen oder ökologischen Wertes der Pflanzen — unangemessen ist, die individuelle und 
regelmäßige gründliche Untersuchung auf Anzeichen eines Befalls aller spezifizierter Pflanzen innerhalb des 
genannten Umkreises, die nicht gefällt werden sollen, sowie die Anwendung gleichwertiger Maßnahmen zur 
Prävention einer möglichen Verbreitung des spezifizierten Organismus von diesen Pflanzen; die Gründe für die 
Schlussfolgerung und die Beschreibung der Maßnahme sind der Kommission in dem Bericht gemäß Artikel 8 zu 
übermitteln; 

c)  Entfernung, Untersuchung und Beseitigung aller gefällten Pflanzen gemäß den Buchstaben a und b sowie 
gegebenenfalls ihrer Wurzeln; alle notwendigen Vorkehrungen zur Vermeidung der Ausbreitung des spezifizierten 
Organismus während und nach der Fällung; 

d)  Prävention jeder Verbringung potenziell befallenen Materials aus dem abgegrenzten Gebiet heraus; 

e)  Rückverfolgung des Befalls bis zum Ursprung und weitestmögliche Verfolgung der Pflanzen bzw. des Holzes, die 
mit dem Befall in Verbindung stehen sowie ihre Untersuchung auf Anzeichen eines Befalls; diese Untersuchung 
schließt eine gezielte destruktive Probenahme ein; 

f)  gegebenenfalls Ersetzung der spezifizierten Pflanzen durch andere Pflanzen; 

g)  Verbot der Anpflanzung neuer spezifizierter Pflanzen im Freiland in einem Gebiet gemäß Anhang III Abschnitt 3 
Nummer 1 Buchstabe b, mit Ausnahme von Erzeugungsorten gemäß Anhang II Abschnitt 2; 

h)  intensive Überwachung auf das Vorkommen des spezifizierten Organismus an Wirtspflanzen, einschließlich 
mindestens einer jährlichen Kontrolle mit Verfahren, die das Feststellen des Befalls in Kronenhöhe ermöglichen. 
Gegebenenfalls muss die zuständige amtliche Stelle eine gezielte destruktive Probenahme durchführen. Die Zahl 
der Proben wird in dem in Artikel 8 genannten Bericht aufgeführt; 

i)  Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedrohung durch diesen Organismus und die 
Maßnahmen zur Verhütung seiner Einschleppung in die Union und seiner Ausbreitung in der Union, 
einschließlich der Bedingungen für die Verbringung spezifizierter Pflanzen und spezifizierten Holzes aus dem 
abgegrenzten Gebiet gemäß Artikel 7; 

j)  erforderlichenfalls spezifische Maßnahmen in besonderen Fällen oder bei Komplikationen, bei denen 
üblicherweise davon ausgegangen werden kann, dass sie die Ausrottung verhindern, erschweren oder verzögern 
könnten, insbesondere solche im Zusammenhang mit der Zugänglichkeit und angemessenen Beseitigung aller 
Pflanzen, die befallen sind oder bei denen ein Verdacht auf Befall besteht, unabhängig von ihrem Standort, 
öffentlichem oder privatem Eigentum oder der für sie zuständigen Person oder Einrichtung; 

k)  jegliche andere Maßnahme, die zur Tilgung des spezifizierten Organismus beitragen kann, unter Berücksichtigung 
des ISPM Nr. 9, und Anwendung eines integrierten Konzepts nach den Grundsätzen des ISPM Nr. 14. 

Die Maßnahmen gemäß den Buchstaben a bis k sind in einem Bericht gemäß Artikel 8 zu präsentieren. 
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(1) „Guidelines for pest eradication programmes“ — Referenzstandard ISPM Nr. 9 des Sekretariats des Internationalen Pflanzenschutzüber­
einkommens, Rom, 1998. 

(2) „The use of integrated measures in a systems approach for pest risk management“ — Referenzstandard ISPM Nr. 14 des Sekretariats des 
Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens, Rom, 2002. 
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(2)  Haben die Ergebnisse der Erhebungen gemäß Artikel 6 in mehr als vier aufeinanderfolgenden Jahren das 
Vorkommen des spezifizierten Organismus in einem Gebiet bestätigt und gibt es Anzeichen dafür, dass der 
spezifizierte Organismus nicht mehr getilgt werden kann, können die Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen auf die 
Eindämmung des spezifizierten Organismus innerhalb dieses Gebiets begrenzen. Diese Maßnahmen umfassen 
mindestens Folgendes: 

a)  Fällung befallener Pflanzen und von Pflanzen mit durch den spezifizierten Organismus verursachten Symptomen, 
und vollständige Beseitigung ihrer Wurzeln, falls unterhalb des Wurzelhalses der befallenen Pflanze Fraßgänge 
festgestellt werden; die Fällung muss unverzüglich beginnen, allerdings sind, wenn befallene Pflanzen außerhalb 
der Flugperiode des spezifizierten Organismus festgestellt werden, die Fällung und Beseitigung vor dem Beginn 
der nächsten Flugperiode durchzuführen; 

b)  Entfernung, Untersuchung und Beseitigung gefällter Pflanzen und gegebenenfalls ihrer Wurzeln; alle notwendigen 
Vorkehrungen zur Vermeidung der Ausbreitung des spezifizierten Organismus nach der Fällung; 

c)  Prävention jeder Verbringung potenziell befallenen Materials aus dem abgegrenzten Gebiet heraus; 

d)  gegebenenfalls Ersetzung der spezifizierten Pflanzen durch andere Pflanzen; 

e)  Verbot der Anpflanzung neuer spezifizierter Pflanzen im Freiland in einem Befallsgebiet gemäß Anhang III 
Abschnitt 1 Nummer 1 Buchstabe a, mit Ausnahme von Erzeugungsorten gemäß Anhang II Abschnitt 2; 

f)  intensive Überwachung auf das Vorkommen des spezifizierten Organismus an Wirtspflanzen, einschließlich 
mindestens einer jährlichen Kontrolle mit Verfahren, die das Feststellen des Befalls in Kronenhöhe ermöglichen. 
Gegebenenfalls muss die zuständige amtliche Stelle eine gezielte destruktive Probenahme durchführen. Die Zahl 
der Proben wird in dem in Artikel 8 genannten Bericht aufgeführt; 

g)  Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedrohung durch den spezifizierten Organismus und 
die Maßnahmen zur Verhütung seiner Einschleppung in die Union und seiner Ausbreitung in der Union, 
einschließlich der Bedingungen für die Verbringung spezifizierter Pflanzen und spezifizierten Holzes aus dem 
abgegrenzten Gebiet gemäß Artikel 7; 

h)  erforderlichenfalls spezifische Maßnahmen in besonderen Fällen oder bei Komplikationen, bei denen 
üblicherweise davon ausgegangen werden kann, dass sie die Eindämmung verhindern, erschweren oder verzögern 
könnten, insbesondere solche im Zusammenhang mit der Zugänglichkeit und Beseitigung aller Pflanzen, die 
befallen sind oder bei denen ein Verdacht auf Befall besteht, unabhängig von ihrem Standort, öffentlichem oder 
privatem Eigentum oder der für sie zuständigen Person oder Einrichtung; 

i)  jede andere Maßnahme, die zur Eindämmung des spezifizierten Organismus beitragen kann. 

Die Maßnahmen gemäß den Buchstaben a bis i sind in einem Bericht gemäß Artikel 8 zu präsentieren.  
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